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Verwaltungsfachhochschule in Wiesbaden – Fachbereich Polizei -

Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden (HundeVO);

Neufassung aufgrund der Entscheidung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes (VGH) vom 29. August 2001 sowie des Hundeverbringungs- und -einfuhrbeschränkungsgesetzes

Zur Anwendung der neuen HundeVO und des neuen Bundesrechts gebe ich folgende Hinweise:

Die neue Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden (HundeVO) vom 10. Mai 2002 (GVBl. I S. 90) ist am 18. Mai 2002 in Kraft getreten. Zugleich trat die HundeVO vom 15. August 2000 außer Kraft.  In dem oben genannten, seit dem 23. Oktober 2001 rechtskräftigen Urteil, hat der VGH klargestellt, dass die Regelungen zur Abwehr der von gefährlichen Hunden ausgehenden Gefahren durch eine Gefahrenabwehrverordnung getroffen werden können. Lediglich für die Regelung über die Haftpflichtversicherung hat er eine gesetzliche Regelung verlangt. Diese soll im HSOG verankert werden, dessen Änderung bereits auf den Weg gebracht worden ist. Es wird ferner klargestellt, dass ein gefährlicher Hund auch nach einer positiven Wesensprüfung als gefährlich gilt, weil ein so genanntes Restrisiko verbleibt. Für gefährliche Hunde mit positiver Wesensprüfung finden jedoch die Vorschriften über den Leinenzwang (§ 9 Abs. 1), die Sicherung von Grundstücken (§ 10 Abs. 1 und 3) sowie die Abgabeverbote (§ 13) keine Anwendung. Aus Gründen der Systematik wurde eine Änderung der Paragrafenfolge vorgenommen.

Die Auswertung der hier geführten Statistik hat gezeigt, dass Hunde folgender Rassen aus der Auflistung in § 2 Abs. 1 herauszunehmen waren:

a) Bullmastiff und deren Kreuzungen:
    Von 102 wesensgeprüften Hunden haben lediglich 2 die Wesensprüfung nicht
     bestanden.
b) Bordeaux Dogge und deren Kreuzungen:
    Von 93 geprüften Hunden haben nur 2 die Wesensprüfung nicht bestanden.
c) Mastin Espanol und deren Kreuzungen:
    Alle drei geprüften Hunde bestanden die Wesensprüfung.
d) Tosa Inu und deren Kreuzungen:
    Alle drei geprüften Tosa Inu bestanden die Wesensprüfung.

Bei allen vier vorgenannten Hunderassen gab es keine Beißvorfälle.

Die Durchführung des Gesetzes zur Beschränkung des Verbringens oder der Einfuhr gefährlicher Hunde in das Inland (Hundeverbringungs- und –einfuhrbeschränkungsgesetz) vom 12. April 2001 (BGBl. I S. 530) sowie die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz wird aus Zweckmäßigkeitsgründen den örtlichen Ordnungsbehörden übertragen (§ 16 Abs. 2).

Aus diesen Gründen wurde an Stelle einer möglichen Änderungsverordnung eine neue Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden erlassen. Da die Verordnung auch Bestimmungen trifft, die – unabhängig von jeglicher Rassezugehörigkeit – für alle Hundehalterinnen und Hundehalter gelten, wurde in der Überschrift auf den Begriff „gefährlich“ und die Kurzfassung „(Gefahrenabwehrverordnung gefährliche Hunde)“ verzichtet.

Die nach der Hundeverordnung vom 15. August 2000 erteilten, noch gültigen Erlaubnisse genießen Bestandsschutz.

Um eine einheitliche Handhabung bei der Durchführung der Verordnung zu erreichen, wird das Regierungspräsidium Darmstadt bestimmt, die Standards für die Abnahme der Sachkunde- und Wesensprüfung festzulegen und hierzu die Liste der Sachverständigen zu führen (§§ 6 und 7). Seit dem In-Kraft-Treten der neuen HundeVO sind die durch das Regierungspräsidium Darmstadt festgelegten Standards und die Liste maßgebend. Das Regierungspräsidium Darmstadt hat mit Verfügung vom 24. Juni 2002 – III 22.1 – 21 a 06 – Sdb.6 – vorläufige Festlegungen getroffen.

Zu den einzelnen Vorschriften
Zur Eingangsformel

In der Eingangsformel musste § 89 Abs. 1 HSOG aufgenommen werden, wonach die Landesregierung durch Rechtsverordnung bestimmt, welche Aufgaben der Gefahrenabwehr durch die allgemeinen Ordnungsbehörden zu erfüllen sind. Im Hinblick auf die in § 16 sowie den §§ 6 und 7 geregelten Zuständigkeiten war ein Beschluss der Landesregierung erforderlich. Die landesweite Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Darmstadt ist aufgrund des § 100 Abs. 3 HSOG durch den Minister des Innern und für Sport bestimmt worden.

Zu § 1 – Halten und Führen von Hunden

Generalklausel (§ 1 Abs. 1)
Die Vorschrift enthält in Abs. 1 (ähnlich § 1 der StVO) ein allgemeines Gebot der Rücksichtnahme. Hunde, auch ungefährliche, sind so zu halten und zu führen, dass von ihnen keine Gefahren ausgehen. Diese Gefahren können z.B. dadurch entstehen, dass Hunde von nicht geeigneten Personen geführt werden, sich losreißen können und durch ihr Weglaufen eine Gefahr für die Allgemeinheit darstellen. Die Gefahren können auch eintreten, wenn Hunde nicht ordnungsgemäß gehalten werden, sei es, dass sie nicht ausreichend beaufsichtigt werden oder dass sie von Grundstücken oder aus Wohnungen entweichen bzw. weglaufen können, weil diese nicht genügend gesichert sind. 

Halsband mit Anschrift und Telefonnummer (§ 1 Abs. 2)
Die in Abs. 2 geregelte Verpflichtung zum Anlegen von Halsbändern außerhalb des eingefriedeten Besitztums der Halterin oder des Halters dient dazu, einen Hund festhalten zu können, wenn beispielsweise von ihm eine Gefährdung für Kinder ausgeht oder er selbst durch andere Hunde oder den Straßenverkehr gefährdet wird. Die weitere Verpflichtung zur Angabe von Namen, Anschrift und ggf. Telefonnummer der Halterin oder des Halters dient sowohl den Interessen des Hundes als auch denen von Halterinnen oder Haltern. Auf Grund der Angaben kann der Hund nach einem Entlaufen wieder zu vertrauten Personen zurückgebracht werden. Außerdem dienen die Angaben der Feststellung der Personalien der gegebenenfalls schadenersatzpflichtigen Halterinnen und Halter bei vom Hund verursachten Schadensfällen. Im Rahmen der Güterabwägung werden datenschutzrechtliche Interessenkonflikte nicht gesehen. Das Interesse möglicher Opfer, aber auch das Interesse des Tierschutzes bei der Ermittlung der Halterin oder des Halters überwiegen das Interesse an der Geheimhaltung der Halterpersonalien, so dass die vergleichsweise geringen Offenbarungspflichten der Halterin oder des Halters gerechtfertigt sind.

Halten gefährlicher Hunde (§ 1 Abs. 3)
Abs. 3 regelt die Verpflichtung, einen gefährlichen Hund nur mit Erlaubnis halten zu dürfen. Einzelheiten werden in den §§ 3 und 4 geregelt. Auf Grund dieser Umstellung konnte der bisherige § 13 (Erlaubnis für das Halten gefährlicher Hunde) ersatzlos entfallen.

Untersagung der Hundehaltung (§ 1 Abs. 4)
Durch die Regelung des Abs. 4 soll der Behörde die Möglichkeit zum Einschreiten gegeben werden, wenn Gefahren von einem Hund auf Grund eines nicht sachgemäßen Haltens oder Führens ausgehen. Verursacher der Gefahren sind in erster Linie die Personen, die den Hund halten oder führen und erst in zweiter Linie der Hund. Diesen Personen kann daher das Halten oder Führen von Hunden künftig untersagt werden. 

Wer einen gefährlichen Hund entgegen einer vollziehbaren Untersagung hält, macht sich strafbar –  143 Abs. 2 StGB – (vgl. Hinweise zu § 3 Abs. 2).

Zu § 2 – Gefährliche Hunde

Die in § 2 Abs. 1 Satz 1 der HundeVO genannten Eigenschaften (Gefährlichkeit durch Zucht, Haltung, Ausbildung oder Abrichtung) können rasseunabhängig für alle Hunde zutreffen und damit in solchen Fällen bereits vor Eintritt eines schädigenden Ereignisses die Gefährlichkeit eines Hundes begründen. Folglich können entsprechende Maßnahmen nach der HundeVO getroffen werden.

Rasseliste (§ 2 Abs. 1)
Der VGH stellt in seinem Urteil vom 29. August 2001 u.a. fest: „Das Halten von Hunden der in § 2 Abs. 1 Satz 2 Gefahrenabwehrverordnung gefährliche Hunde [Anmerkung: HundeVO vom 15. August 2000] genannten Rassen begründet den Tatbestand einer abstrakten Gefahr für die öffentliche Sicherheit, die latent vorhanden ist, weil davon ausgegangen werden muss, dass solche Hunde auch von Personen gehalten werden, die nicht die Gewähr für ein gefahrloses Verhalten der Tiere bieten. Wie der Verordnungsgeber dieser latenten abstrakten Gefahr begegnet, steht in seinem Ermessen.“

Die Regelung über die unwiderlegliche Vermutung der Gefährlichkeit der in § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Verordnung vom 15. August 2000 genannten drei Hunderassen begegnet nach Auffassung des VGH durchgreifenden Bedenken hinsichtlich der Erforderlichkeit und im Hinblick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz. Aus diesem Grunde wurde sie für nichtig erklärt und für Recht erkannt, dass auf diese Hunde diejenigen Bestimmungen der Verordnung anzuwenden sind, die für die zwölf übrigen aufgelisteten Hunderassen gelten. Das heißt, dass die Hunde der aufgelisteten Rassen und Gruppen sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden als gefährlich gelten. Die positive Wesensprüfung ist Voraussetzung der Haltererlaubnis (§ 3 Abs. 1 Nr. 4), nicht jedoch die Bestätigung der Ungefährlichkeit des Hundes. Die Verordnung geht davon aus, dass auch nach positiver Wesensprüfung ein Restrisiko verbleibt. Dies ist der Grund für die Befristung der Erlaubnis (§ 3 Abs. 1 Sätze 2 und 3). Hierin besteht ein wesentlicher Unterschied zur früheren Verordnung (siehe §§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und 14 Abs. 3 Satz 4 der Verordnung vom 15. August 2000).

Vier Hunderassen wurden aus der Auflistung gestrichen (siehe Seite 3). Die Auswertung der hier geführten Statistik ergab, dass Hunde dieser Rassen und deren Kreuzungen weder Menschen noch Hunde geschädigt haben und die negativen Wesensprüfungen unter drei Prozent betrugen.


Kreuzung ist jeder Mischling, aus dem ein Kampfhunde-Vorfahre der aufgeführten Kampfhunderassen erkennbar ist. Auf den Verwandtschaftsgrad kommt es nicht an. Auch bei einem geringen Erbteil kann sich die besondere Gefährlichkeit vererbt haben (vgl. Beschluss des Hess. VGH vom 6. Juni 2002 – 11 TG 1195/02 –). Die Beweislast für die Mischlingseigenschaft liegt bei der Ordnungsbehörde. Gelingt der Behörde der Nachweis der Zugehörigkeit eines Hundes zu den in § 2 Abs. 1 aufgeführten Rassen oder Gruppen nicht, bedarf das Halten dieses Hundes keiner Erlaubnis. 

Andere gefährliche Hunde (§ 2 Abs. 2)
In Abs. 2 sind Verhaltensweisen beschrieben, die Hunde zu gefährlichen Hunden machen. Bei diesen ist mit einer hohen Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass sie bei Auseinandersetzungen mit Menschen oder Tieren beißen oder in anderer Weise ihre Aggressivität zeigen. Die weitere Haltung solcher Hunde ist erlaubnispflichtig (§ 1 Abs. 3). 

Bissigkeit, Anspringen durch Hunde (§ 2 Abs. 2 Nr. 1)

Von bissigen Hunden im Sinne der Nr. 1 gehen immer Gefahren aus. Allerdings ist ein Hund, der in einer besonderen Situation ausnahmsweise einmal gebissen hat, nicht immer als bissig anzusehen. Es muss ein gewisser Hang zum Beißen vorliegen, der sich auch in verhinderten Beißversuchen gezeigt haben kann. Durch die Regelung soll weiterhin dem gefährlichen Anspringen von Personen vorgebeugt werden. Auch Hunde, die in nicht aggressiver Weise Personen anspringen, beeinträchtigen diese in vielen Fällen in ihrem körperlichen und seelischen Wohlbefinden, weil sie objektiv nachvollziehbare Angst haben. Besonders gefährdet sind Kinder, alte, gebrechliche oder behinderte Menschen durch das Anspringen von Hunden. Außerdem ist niemand genötigt, sich gegen seinen Willen anspringen zu lassen (vgl. HessVGH, Beschluss vom 21. Oktober 1996, NJW 1997, 961).

Unbegründetes Beißverhalten (§ 2 Abs. 2 Nr. 2)

Durch die Regelung der Nr. 2 sollen Schadensfälle und Leiden bei Tieren verhindert werden. Während es bei sozialisierten Hunden üblich ist, dass Auseinandersetzungen durch eine artübliche Unterwerfungsgestik beendet werden, ist immer mehr festzustellen, dass der überlegene Hund dies nicht mehr anerkennt und den unterlegenen Hund verletzt oder gar tötet. Dieses Verhalten ist ein Fehlverhalten, das den Hund zum bissigen und damit zum gefährlichen Hund macht. 

Hetzen oder Reißen anderer Tiere (§ 2 Abs. 2 Nr. 3)

Durch die Regelung in Nr. 3 sollen Schadensfälle bei anderen Tieren, so bei Wild, Vieh und anderen Haustieren, sowie Leiden dieser Tiere durch ein unkontrolliertes Hetzen und Reißen verhindert werden. Hiervon zu unterscheiden ist das arteigene Verhalten von Hunden, was sie nicht zum gefährlichen Hund macht.

Zu § 3 – Erteilung und Widerruf der Erlaubnis
Aus systematischen Gründen wurde im neuen § 3 der Regelungsinhalt des bisherigen § 14 (Erteilung der Erlaubnis) übernommen, soweit er nicht vom VGH für nichtig erklärt worden ist. Die auf zwei Jahre befristete Erlaubnis für das Halten und Führen der in § 2 Abs. 1 aufgelisteten Hunderassen wird für die übrigen gefährlichen Hunde (§ 2 Abs. 2) auf bis zu vier Jahre erweitert.


Voraussetzungen für eine Erlaubniserteilung nach § 3

In § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 8 werden die Voraussetzungen für die Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes im Sinne von § 2 Abs. 1 und 2 festgelegt. 

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 muss die Halterin oder der Halter das 18. Lebensjahr vollendet haben. Zum Nachweis sollte sich die Ordnungsbehörde ein gültiges Ausweisdokument vorlegen lassen.

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 muss die Halterin oder der Halter die erforderliche Zuverlässigkeit und Sachkunde nachweisen (§§ 5 und 6). Hierdurch soll gewährleistet werden, dass nur geeignete Personen mit dem nötigen Wissen über Hunde und dem erforderlichen Verantwortungsbewusstsein solche Hunde halten. Es soll verhindert werden, dass die Hunde durch falsches menschliches Verhalten aggressiv und gefährlich werden.

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 hat die Halterin oder der Halter eine positive Wesensprüfung für den Hund nachzuweisen (§ 7).

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 wird im Interesse der Gefahrenabwehr die artgerechte Haltung von Hunden verlangt, um zu verhindern, dass sie durch unzureichende Haltung gesteigert aggressiv und gefährlich werden. Die Haltung erfolgt nicht artgerecht, wenn gegen die Vorschriften der Tierschutz-Hundeverordnung vom 2. Mai 2001 (BGBl. I S. 838) verstoßen wird (siehe Anlage). Außerdem hat die Halterin oder der Halter die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit von dem gefährlichen Hund keine Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz ausgehen. Durch die Maßnahmen soll ein Entweichen und Entlaufen des Hundes verhindert werden. An den Nachweis werden keine besonderen Anforderungen gestellt. Nach den Vorschriften des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes kann die Glaubhaftmachung durch die antragstellende Person ausreichen. Hat die Behörde Zweifel, kann sie weitere Beweismittel verlangen. Eine Ortsbegehung ist in der Regel entbehrlich.

§ 3 Abs. 1 Nr. 6 verlangt den Nachweis, dass der Hund mit einer zur Identifizierung geeigneten, elektronisch lesbaren Marke (Chip) nach § 12 gekennzeichnet ist.

Weiterhin wird in § 3 Abs. 1 Nr. 7 für die Haltung eines gefährlichen Hundes der Abschluss einer Haftpflichtversicherung nach Maßgabe einer – noch nicht vorhandenen - gesetzlichen Regelung verlangt. Die Forderung der Haftpflichtversicherung soll verhindern, dass - wie in der Vergangenheit geschehen - Opfer von schweren Beißattacken oft ohne Entschädigung ausgehen, weil Halterinnen oder Halter von gefährlichen Hunden mittellos waren. Um für die Geschädigten das Risiko der Zahlungsunfähigkeit des Schädigers abzuwenden und sicherzustellen, dass die Halterin oder der Halter die finanziellen Folgen eines Schadensfalls trägt, ist die Einführung einer Pflichthaftpflichtversicherung für Halter von gefährlichen Hunden ein geeignetes Mittel. Die Einführung einer Pflichthaftpflichtversicherung für die Halterinnen und Halter gefährlicher Hunde ist bereits auf den Weg gebracht worden und soll im Zuge einer Änderung des HSOG dort verankert werden (Landtagsdrucksache 15/3649 vom 19. Februar 2002). Der Hessische Landtag wird voraussichtlich im August 2002 hierüber entscheiden. Solange die gesetzliche Regelung noch fehlt, ist eine vorläufige Erlaubnis nach § 3 Abs. 2 auszustellen. Wird bereits das Bestehen eines ausreichenden Versicherungsschutzes nachgewiesen, kann bereits vor einer entsprechenden gesetzlichen Regelung eine befristete Erlaubnis erteilt werden.

Durch § 3 Abs. 1 Nr. 8 soll erreicht werden, dass nur die Personen einen gefährlichen Hund halten dürfen, die ihren finanziellen Pflichten (Zahlung der Hundesteuer) ordnungsgemäß nachgekommen sind und insoweit gezeigt haben, dass sie auch in finanzieller Hinsicht zuverlässig sind.

§ 3 Abs. 2 legt die Voraussetzungen für die Erteilung einer vorläufigen Erlaubnis fest sowie den Übergang in die befristete Erlaubnis (Regelerlaubnis). Die vorläufige Erlaubnis soll der Halterin oder dem Halter ermöglichen, die erforderliche Sachkunde zu erwerben und den Hund der Wesensprüfung zuzuführen. Außerdem erhält die Behörde Zeit, die Zuverlässigkeit der Halterin oder des Halters zu überprüfen. Bei der Befristung hat die Behörde die festgelegten Standards für den Sachkundeerwerb und die Wesensprüfung bei noch nicht ausgewachsenen Hunden zu berücksichtigen. Weist die Halterin oder der Halter innerhalb der von der zuständigen Behörde gesetzten Frist nach, dass alle Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 erfüllt sind, kann ihr oder ihm eine befristete Erlaubnis erteilt werden. 

Strafbarkeit:

Wer einen gefährlichen Hund ohne die erforderliche Genehmigung hält, macht sich strafbar, wenn er vorsätzlich handelt (§§ 15, 143 Abs. 2 StGB). Wer fahrlässig handelt, begeht eine Ordnungswidrigkeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 2 HundeVO). Die bundesrechtliche Strafvorschrift für die vorsätzliche Handlung geht der landesrechtlichen Bußgeldvorschrift vor, so dass deren Anwendungsbereich auf die fahrlässige Begehungsweise beschränkt ist. Sind Anhaltspunkte für eine Straftat vorhanden, hat die örtliche Ordnungsbehörde die Sache an die Staatsanwaltschaft abzugeben (§ 41 Abs. 1 OwiG).


§ 3 Abs. 3 verpflichtet die Hundehalterinnen und Hundhalter, für gefährliche Hunde innerhalb von drei Monaten nach In-Kraft-Treten einer gesetzlichen Pflicht eine Haftpflichtversicherung abzuschließen und nachzuweisen. Nachdem der VGH die in der Verordnung vom 15. August 2000 enthaltene Verpflichtung (§ 14 Abs. 1 Nr. 5) für nichtig erklärt hat mit der Begründung, dass diese nur gesetzlich geregelt werden könne, war eine Änderung erforderlich. Die gesetzliche Pflicht wird nunmehr im HSOG verankert werden.

§ 3 Abs. 4 eröffnet der zuständigen Behörde die Möglichkeit, eine Erlaubnis aus begründetem Anlass jederzeit zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen für ihre Erteilung weggefallen ist.

Gebührenerhebung für das Erlaubnisverfahren (§ 3)

Die in der Verordnung geregelten Maßnahmen sind Amtshandlungen im Sinne des Hessischen Verwaltungskostengesetzes (HVwKostG) i. d. F. vom 3. Januar 1995 (GVBl. I S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Oktober 2001 (GVBl. I S. 434, 437), nach dessen § 2 Abs. 2 für eine Übergangszeit von einem Jahr Kosten (Gebühren und Auslagen) in Höhe von fünftausend Euro erhoben werden können. Die Änderung der Verwaltungskostenordnung ist bereits in die Wege geleitet worden. Die Gebühren und Auslagen sind nach § 3  Abs. 1 Nr. 1 des HVwKostG kostendeckend von den Veranlassern (Halterin, Halter, Aufsichtsperson von Hunden) zu erheben, wobei die Gebührenhöhe sich nach der bisherigen Gebührenregelung richten sollte. Im Übrigen können für die Sicherstellung und Verwahrung von Hunden auf der Rechtsgrundlage des HSOG unmittelbar nach der Verwaltungskostenordnung des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport Gebühren erhoben werden. Die Kosten für Gutachten / Wesensprüfung, Sachkundeprüfung und das Chipen zahlt die Halterin bzw. der Halter auf Grund privatrechtlicher Beauftragung.

Zu § 4 – Ausnahmen

In dieser neuen Regelung sind aus Gründen der Übersichtlichkeit sämtliche Ausnahmen der Verordnung zusammengefasst. 

§ 4 Abs. 1 bezeichnet die Hunde, die im Rahmen ihres bestimmungsgemäßen Einsatzes oder ihrer Ausbildung von der Verordnung ausgenommen sind. Außerhalb ihres Verwendungszwecks fallen diese Hunde unter die Verordnung. 

§ 4 Abs. 2 nimmt Tierheime von der Erlaubnispflicht für die dort untergebrachten oder sichergestellten gefährlichen Hunde aus. Eine solche zu fordern, wäre unverhältnismäßig und nicht sinnvoll, zumal es auch an der Haltereigenschaft fehlt. Führen deren Mitarbeiter einen gefährlichen Hund, gelten allerdings die Anforderungen des § 6. Der Nachweis der Sachkunde gilt hier für das Führen aller gefährlichen Hunde.

§ 4 Abs. 3 unterstellt die Zuverlässigkeit der Jäger, weil im Rahmen des Jagdscheinerwerbs die Zuverlässigkeit bereits geprüft worden ist. Die Ungültigkeit eines Jagdscheines resultiert zumeist aus einer zu Tage getretenen Unzuverlässigkeit des Inhabers.

§ 4 Abs. 4: wie bisher, wird für junge Hunde bis zu 15 Monaten eine Ausnahmeregelung im Hinblick auf den Zeitpunkt der Wesensprüfung getroffen.

§ 4 Abs. 5 stellt klar, dass nach Hessen zuziehenden oder hier Urlaub verbringenden Hundehalterinnen und Hundehaltern, die ihre hessischen Anforderungen entsprechende Sachkunde außerhalb Hessens erworben haben, nicht erneut diese Pflicht aufgebürdet werden soll . Satz 2 geht davon aus, dass Tierärztinnen und Tierärzte die Sachkunde haben. Ferner geht die Regelung davon aus, dass die Halterinnen oder Halter der in Abs. 1 genannten Hunde (Diensthunde, Blindenführhunde, Jagdhunde usw.) sachkundig sind. 
 

§ 4 Abs. 6 trifft besondere Bestimmungen für alte und kranke Hunde. Krankheit oder Gebrechen des Hundes sollte – sofern nicht offensichtlich oder vom Halter glaubwürdig versichert – durch ein tierärztliches Attest oder einen Sachverständigen bestätigt werden.
 
Zu § 5 – Zuverlässigkeit
Negativabgrenzung (§ 5 Abs. 1)
Die Regelung über die Zuverlässigkeit hat sich seit der Hundeverordnung vom 15. August 1997 nicht geändert. Sie will verhindern, dass gefährliche Hunde von Personen gehalten werden, die in bestimmter Weise mit der Rechtsordnung im Konflikt geraten sind. Die Vorschrift stellt daher Kriterien auf, bei deren Vorliegen die Zuverlässigkeit zu verneinen ist. Die Kriterien sind den Anforderungen an die Zuverlässigkeit nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 b ff des Waffengesetzes von 1976 nachgebildet. In der Regel fehlt es an der erforderlichen Zuverlässigkeit, wenn Halterinnen oder Halter wegen einer der aufgezählten Straftaten verurteilt worden sind.

Weitere Negativabgrenzung (§ 5 Abs. 2)

Die Zuverlässigkeit ist in der Regel auch in den in Abs. 2 geregelten Fällen zu verneinen. Sie ist ferner nicht gegeben, wenn Halterin oder Halter in Folge geistiger oder seelischer Behinderung Betreute oder Betreuter nach § 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind oder wenn sie alkoholsüchtig oder rauschmittelsüchtig sind.

Nachweis durch Führungszeugnis (§ 5 Abs. 3 Satz 1)

Der zuständigen Behörde ist im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung eine Auskunft aus dem Bundeszentralregister (§ 30 BZRG - Führungszeugnis) vorzulegen. Hundehalterinnen und –halter haben dieses bei der Meldebehörde zu beantragen. Das Führungszeugnis wird der Behörde unmittelbar zugesandt (§ 30 Abs. 5 Satz 1 BZRG). Auf das Einsichtsrecht der Antragsteller (§ 30 Abs. 5 Satz 2 BZRG) wird verwiesen. Das Führungszeugnis ist nur eine beschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister. Dies hat zur Folge, dass eine Vielzahl von Eintragungen, insbesondere Jugendstrafen, nicht aufgenommen werden, nach Ablauf bestimmter Fristen Verurteilungen nicht mehr in das Führungszeugnis aufgenommen werden und alle Eintragungen mit Ausnahme von lebenslanger Freiheitsstrafe und Sicherungsverwahrung der Tilgung nach bestimmten Tilgungsfristen unterliegen und dann aus dem Register entfernt werden.

Bestehen trotz Vorlage des Führungszeugnisses Bedenken gegen die Zuverlässigkeit, kann die Behörde nach der neu in das Bundeszentralregistergesetz (BZRG) eingeführten ergänzenden Regelung des § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 („für Erlaubnisse zum Halten eines gefährlichen Hundes“) eine unbeschränkte Auskunft aus dem BZR einholen. Durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes (4.BZRGÄnG) vom 23. April 2002 (BGBl. I S. 1406) wurde in § 41 diese Möglichkeit eröffnet.

Bedenken gegen die Zuverlässigkeit/ärztliches Gutachten (Abs. 3 Satz 2)

Sind Tatsachen bekannt, die den Verdacht auf psychische Krankheiten, geistige oder seelische Behinderung, Alkohol- oder Rauschmittelsucht begründen, so wird die Ordnungsbehörde in der Regel nicht in der Lage sein, den Nachweis für deren Vorliegen oder die Hundehalterin oder der Hunderhalter für deren Nichtvorliegen zu führen. Die Behörde darf daher ein amts- oder fachärztliches Gutachten verlangen.

Zu § 6 – Sachkunde

Allgemeines
Um eine einheitliche Handhabung zu erreichen, wird das Regierungspräsidium Darmstadt bestimmt, die Standards festzulegen und die Liste der Sachverständigen zu führen. Das Regierungspräsidium Darmstadt entscheidet, wer als sachverständige Person für die Abnahme der Sachkunde- und die Durchführung der Wesensprüfung anerkannt und auf die Liste gesetzt wird. Die Standards sind im Benehmen mit dem Verband für das Deutsche Hundewesen e.V.

(VDH ) und der Landestierärztekammer Hessen festzulegen. Daneben sind auch das Sozialministerium, einschließlich der Beauftragten für den Tierschutz sowie die Polizeischule zu hören und das Innenministerium zu beteiligen. Das Regierungspräsidium Darmstadt hat mit Verfügung vom 24. Juni 2002 – III 22.1 – 21 a 06 – Sdb. 6 – vorläufige Festlegungen getroffen. Die Entscheidung, dass die Halterin oder der Halter sachkundig ist, trifft die Erlaubnisbehörde auf der Grundlage der Bescheinigung der sachverständigen Person.

Der Inhalt der Bescheinigung wird in den Standards festgelegt werden.

Inhalt und Nachweis (§ 6 Abs. 1)

Der Sachkundenachweis wird für die Haltung jedes gefährlichen Hundes im Sinne von § 2 Abs. 1 und Abs. 2 gefordert (§ 3 Abs.1). § 6 Abs. 1 Satz 1 regelt die Sachkunde und bestimmt, dass der Nachweis der Sachkunde durch eine Sachkundebescheinigung eines geeigneten Sachverständigen oder einer sachverständigen Stelle zu erbringen ist. Die Sachkunde ist im Interesse der Gefahrenabwehr abzulegen, aber auch im Interesse der Hunde, um zu erreichen, dass sie sachgemäß und ohne Beeinträchtigung ihres Wohlergehens gehalten werden. Durch die Sachkundeprüfung sollen Hundehalterinnen, Hundehalter und Aufsichtspersonen (§ 8) in die Lage versetzt werden, auf Alltagssituationen mit dem Hund so zu reagieren, dass Gefahren für Dritte vermieden werden. Sie haben in der Prüfung unter Beweis zu stellen, dass sie den Hund in praxisgerechten Situationen beherrschen und der Hund sich gehorsam und ungefährlich verhält. 

Ob und gegebenenfalls bei wem sich die verpflichteten Hundehalterinnen oder Hundehalter ausbilden und auf die Prüfung vorbereiten lassen, bleibt ihnen überlassen.

Geltungsumfang der Sachkundebescheinigung (§ 6 Abs. 2)

Durch Abs. 2 wird klargestellt, dass die Sachkundebescheinigung jeweils nur in Verbindung mit dem Hund gilt, mit dem die Prüfung abgelegt wurde. Erreicht werden soll, dass Halterin oder Halter mit dem Hund nachgewiesen haben, dass sie eine ungefährliche und kontrollierbare Einheit bilden. Der geprüfte Hund kann in der Hand einer ungeprüften Halterin oder eines ungeprüften Halters weiterhin unkontrolliert reagieren. Die geprüfte Halterin oder der geprüfte Halter sind unter Umständen nicht in der Lage, einen ungeprüften oder einen nicht mit ihnen zusammen geprüften gefährlichen Hund wirksam zu kontrollieren. Gleiches gilt für die Personen, die den Hund in der Öffentlichkeit führen wollen (Aufsichtspersonen). Bei diesen Personen geringere Anforderungen an die Halterinnen und Halter zu stellen, würde dem Verordnungszweck nicht gerecht werden, weil sich gefährliche Situationen eher im öffentlichen Raum realisieren können. Hier ist der Kontakt mit anderen Menschen oder Tieren am häufigsten.

Tierheime: In § 4 Abs. 2 ist bestimmt, dass die vorstehende Regelung des § 6 Abs. 2 auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Tierheimen in gemeinnütziger oder öffentlicher Trägerschaft keine Anwendung findet. Es genügt daher, wenn diese eine Sachkundebescheinigung für einen anderen Hund als den geführten vorgelegen.

Zu § 7 – Wesensprüfung

Allgemeines

Die für die Sachkunde in § 6 getroffenen Regelungen gelten für die Wesensprüfung entsprechend.

Das Halten eines gefährlichen Hundes (§ 2) darf weiterhin nur dann erlaubt werden, wenn durch eine Begutachtung (Wesensprüfung) nachgewiesen wird, dass der Hund keine gesteigerte Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren besitzt. Für die Allgemeinheit ist das Risiko, durch einen solchen Hund zu Schaden zu kommen, nicht hinnehmbar. Auch durch eine noch so sorgsame Haltung des Hundes wird nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden können, dass sich in ungünstigen Situationen die Gefahr realisiert und insbesondere Kinder, die sich beispielsweise unachtsam einem Grundstück oder Zwinger genähert haben, zu Schaden kommen. Auch nach positiver Wesensprüfung bleibt ein Hund im Sinne des § 2 ein gefährlicher Hund (Restrisiko, vgl. zu § 2 Abs. 1).

Eine Wiederholung der Wesensprüfung ist zwar grundsätzlich nicht vorgesehen. Sie kann jedoch in begründeten Einzelfällen erforderlich oder zweckmäßig sein und von der Ordnungsbehörde zugelassen werden. Näheres wird in den Standards des Regierungspräsidiums Darmstadt festgelegt.

Wurde durch die sachverständige Person oder Stelle festgestellt, dass von dem Hund eine Gefahr für Leben oder Gesundheit von Menschen ausgeht - das Alter des Hundes ist hierbei nicht entscheidend - und / oder er inadäquate Aggressionen gegenüber anderen Hunden aufzeigt, ist er vor der Durchführung der zweiten Wesensprüfung sicherzustellen. 

Hunde, die bei der Wesensprüfung vorgestellt werden, sollten mindestens 15 Monate alt sein. Ausgenommen hiervon sind Hunde, die vorher auffällig geworden sind. Hier ist eine sofortige Vorstellung, unabhängig von dem Alter des Hundes, erforderlich. Weiterhin sind Hunde, wenn Anhaltspunkte für den Verdacht einer Aggressionszucht vorliegen, bereits in einem Alter ab 9 Monaten einer Wesensprüfung zu unterziehen, gegebenenfalls noch früher, wenn sie Verhaltensauffälligkeiten zeigen.

In der Regel wird die Ordnungsbehörde mangels eigener Fachkenntnisse das Ergebnis der Wesensprüfung übernehmen. Sie ist hieran jedoch nicht gebunden. Die abschließende Entscheidung über gesteigerte Aggressivität und Gefährlichkeit des Hundes obliegt ihr.

Die Vorgaben zur Durchführung der Wesensprüfung wird das Regierungspräsidium Darmstadt allen Ordnungsbehörden übermitteln, sobald es die Standards festgelegt hat. Unter dem Begriff „Bescheinigung“ (§§ 6 und 7 der HundeVO) ist jeweils ein ausführliches schriftliches Gutachten einer vom Regierungspräsidium Darmstadt benannten sachverständigen Person oder Stelle zu verstehen.

Zu § 8 – Führen eines Hundes

§ 8 Abs. 1 enthält die grundsätzliche Verpflichtung, einen gefährlichen Hund nur nach erteilter Erlaubnis zu führen. Hierbei kann es sich um eine befristete Erlaubnis (§ 3 Abs. 1) oder um eine vorläufige Erlaubnis (§ 3 Abs. 2) handeln.

§ 8 Abs. 2 regelt die weiteren Voraussetzungen für das Führen eines gefährlichen Hundes, insbesondere durch eine Person, die nicht Halterin oder Halter ist. Personen, die einen gefährlichen Hund führen wollen, müssen volljährig sein. 
Weiterhin wird verlangt, dass die den gefährlichen Hund führende Person (Aufsichtsperson) die erforderliche Sachkunde (§ 6) besitzt. Von Halterinnen und Haltern gefährlicher Hunde die Sachkunde zu verlangen, von Aufsichtspersonen gefährlicher Hunde dagegen nicht, wäre inkonsequent. Das Führen gefährlicher Hunde ohne die erforderlichen Kenntnisse würde ein erhebliches Sicherheitsdefizit bedeuten. Auf die Sachkunde kann auch nicht bei den Personen verzichtet werden, die den Hund nur gelegentlich ausführen. Je fremder sich Hund und Aufsichtsperson sind, desto größer ist das Sicherheitsrisiko, dass der Hund die Person nicht so akzeptiert, wie dies für das Beherrschen des Hundes erforderlich ist. Insofern ist es angesichts dieses höheren Sicherheitsrisikos auch nicht unverhältnismäßig, von der Aufsichtsperson die gleichen Anforderungen wie von Halterin oder Halter zu verlangen.

Körperliche und geistige Eignung: Zusätzlich zu den oben genannten Anforderungen wird verlangt, dass die Aufsichtsperson körperlich und geistig in der Lage ist, den gefährlichen Hund sicher zu führen. 

Einzelführung: Der gefährliche Hund darf nur alleine geführt werden, d.h. auch nicht mit einem weiteren ungefährlichen Hund zusammen.

§ 8 Abs. 4 soll verhindern, dass Halterinnen oder Halter sowie Aufsichtspersonen gefährliche Hunde ungeeigneten Personen überlassen. Dies gilt auch innerhalb der eigenen Familie und der Lebensgemeinschaft. In der Vergangenheit sind schwere Beißvorfälle des Öfteren durch Hunde verursacht worden, die nicht von Halterinnen und Haltern, sondern von anderen unkundigen Personen ausgeführt wurden.


§ 8 Abs. 5 versetzt Ordnungsbehörden und Polizei in die Lage, bei Kontrollen die erforderlichen Nachweise zu überprüfen. Ebenso wie beim Führen von Kraftfahrzeugen der Führerschein mitzuführen ist, regelt Abs. 5 das Mitführen der Erlaubnis nach § 1 Abs. 3 und, wenn eine Aufsichtsperson den Hund ausführt, zusätzlich das Mitführen der Sachkundebescheinigung, um im Interesse der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Bevölkerung kontrollieren zu können, ob tatsächlich sachkundige Personen den Hund ausführen und ob für diesen eine Erlaubnis vorliegt. Feststellungsberechtigt sind nach § 18 Abs. 7 HSOG die Gefahrenabwehr- und Polizeibehörden.

Zu § 9 – Leinen- und Maulkorbzwang

Anleinpflicht für gefährliche Hunde
§ 9 Abs. 1 Satz 1 regelt die Verpflichtung, einen gefährlichen Hund außerhalb des befriedeten Besitztums, also in allgemein zugänglichen Bereichen und Räumlichkeiten, anzuleinen. Flure, Treppenhäuser, Aufzüge und Zuwege in und zu Mehrfamilienhäusern gehören nicht zum eigenen befriedeten Besitztum von Halterin oder Halter. Hier gilt also die Anleinpflicht für gefährliche Hunde. Die Leinenlänge für den gefährlichen Hund wird auf zwei Meter begrenzt. Auf größere Entfernung kann der Hund nicht mehr wirksam und sofort kontrolliert werden. Eine längere gespannte Leine kann auch Dritte gefährden, weil der Zwischenraum zwischen Hundeführer und gefährlichem Hund praktisch gesperrt ist. Besondere Anlässe und Umstände erfordern es, den Hund an die kurze Leine zu nehmen.

§ 9 Abs. 1 Satz 2 enthält nunmehr die Klarstellung, dass ein Hund mit positiver Wesensprüfung nicht mehr angeleint werden muss.

§ 9 Abs. 2 legt für das Land Hessen fest, dass bei den in Nr. 1 genannten Anlässen und an den genannten Orten für alle Hunde Leinenzwang besteht. Nr. 2 enthält die Option für die Gemeinden, weitere örtliche Bereiche für einen generellen Leinenzwang selbst zu bestimmen (z.B. durch Satzung).

§ 9 Abs. 3 stellt klar, dass trotz positiver Wesensprüfung Maulkorbzwang angeordnet werden kann, wenn hierfür Gründe (z.B. Beißhandlungen von Hunden) vorliegen.

Zu § 10 – Sicherung von Grundstücken und Wohnungen

§ 10 Abs. 1 wurde um die Pflicht erweitert, Grundstücke und Zwinger, auf oder in denen ein gefährlicher Hund gehalten wird, zu kennzeichnen. In Abs. 1 Satz 2 werden darüber hinaus Sicherungsmaßnahmen für Grundstücke, Zwinger und Wohnungen verlangt, auf oder in denen gefährliche Hunde gehalten werden. Schwere Schadensfälle mit gefährlichen Hunden haben sich in der Vergangenheit wiederholt dadurch ereignet, weil diese aus Häusern, Grundstücken oder Zwingern entwichen sind. Es können keine baulichen Sicherungsmaßnahmen verlangt werden, die nach dem Baurecht nicht zulässig sind. Wenn erforderliche bauliche Sicherungsmaßnahmen nicht möglich sind, darf der gefährliche Hund auf dem Grundstück nicht frei laufen. Er ist dort so zu halten und zu führen, dass keine Gefahren von ihm ausgehen können (§ 1 Abs. 1). Nötigenfalls sind erforderliche Maßnahmen wie Leinen- oder Maulkorbzwang anzuordnen.

§ 10 Abs. 2 verlangt von Halterinnen und Haltern gefährlicher Hunde die Kennzeichnung des Grundstückes, Zwingers oder der Wohnung, auf oder in denen gefährliche Hunde gehalten werden. Ziel der Kennzeichnung ist, dass die Allgemeinheit eindeutig und klar erkennbar auf das Halten eines gefährlichen Hundes auf dem Grundstück oder in einem Zwinger oder in einer Wohnung hingewiesen wird, damit sie sich auf die Gefahr einstellen kann.

Bisher angebrachte Schilder müssen nicht gegen neue ausgetauscht werden, wenn sie den Anforderungen der neuen Verordnung entsprechen. Deutlich lesbar heißt z.B.: Format DIN A 5 quer oder 15x21 Zentimeter. Diese Größe sollte Haltern bei Nachfrage empfohlen werden.

§ 10 Abs. 3: Die Kennzeichnungs- und Sicherungspflichten gelten nicht für Hunde mit positiver Wesensprüfung.

Zu § 11 – Ausbildung von Hunden

Verbot der Aggressionsausbildung (§ 11 Abs. 1)

Im Grundsatz ist es möglich, entsprechend veranlagte Hunde durch gezielte Ausbildung und durch Abrichten zu einer gewissen Schärfe und damit Gefährlichkeit zu erziehen. So weit für eine solche Ausbildung kein berechtigtes Interesse vorliegt, gehen von ihr unnötig Gefahren für die Bevölkerung aus. Eine solche Ausbildung wird daher für alle Hunde verboten.

Die Ausbildung eines Hundes nach den gültigen Prüfungskriterien des Verbandes für das Deutsche Hundewesen e.V. (VDH) stellt keine Ausbildung im Sinne des § 11 der Verordnung dar.

Ausnahmen für die Ausbildung zu Schutzzwecken (§ 11 Abs. 2)

Über Ausnahmen entscheidet nach Abs. 1 Satz 2 auf Antrag die zuständige Behörde nach Maßgabe der in Abs. 2 genannten Voraussetzungen. Voraussetzung ist, dass die Ausbildung des Hundes besonders zu begründenden Schutzzwecken dienen muss (nach der Prüfungsordnung „Wachunde“ des VDH dürfen diese nur melden, nicht beißen und sind daher nicht gesteigert aggressiv). Während § 4 Abs. 1 den bestimmungsgemäßen Einsatz und die Ausbildung freistellt, bedarf es für die Ausbildung zu gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit nach § 11 Abs. 2 einer besonderen Erlaubnis. In solchen Sonderfällen ist folgendes zu beachten: Wurde die Ausbildung korrekt durchgeführt, so kann die nun erforderliche Wesensprüfung nicht bestanden werden. Daher ist als Ausnahme in die Erlaubnis aufzunehmen, dass für solche Hunde keine Wesensprüfung erforderlich ist, sie aber dafür außerhalb ihres bestimmungsgemäßen Einsatzes stets nur mit Maulkorb geführt werden dürfen.

Zu § 12 – Kennzeichnung

Der VGH hat die mit Beschluss vom 8. September 2000 außer Vollzug gesetzte Regelung des bisherigen § 9 der Verordnung vom 15. August 2000 in seinem Urteil vom 29. August 2001 wieder zugelassen. Der neue § 12 legt die Kennzeichnung gefährlicher Hunde fest und bestimmt, dass diese von Veterinären vorzunehmen ist. Die Vorlage der tierärztlichen Bescheinigung bei der Ordnungsbehörde, die ihrerseits die Code-Nummer des Chips in die Erlaubnis aufnehmen wird, dient ausschließlich der eindeutigen Identifizierung des Hundes. Ein bereits vorhandener Chip ist ausreichend. Der Chip ist ein Datenträger, der grundsätzlich von jeder Tierärztin oder jedem Tierarzt dem Hund durch Injektion ohne Betäubung eingesetzt werden kann. Seine Größe beträgt etwa 1 mm x 1 cm. Der Chip enthält Angaben zur eindeutigen Identifizierung des Hundes. Er enthält eine mehrstellige – je nach Hersteller des Systems – unterschiedlich lange Nummernfolge. Das System ist europaweit genormt. Bei Zweifeln über die Identität eines Hundes kann der Chip ausgewertet werden. Nach § 15 Abs. 2 der HundeVO besteht die Verpflichtung, entsprechende Feststellungen zuzulassen.

Zu § 13 – Abgabeverbot für gefährliche Hunde

Die Neufassung des bisherigen § 12 sieht in Halbsatz 1 vor, dass Handel, Erwerb und Abgabe von gefährlichen Hunden verboten sind, wenn die Wesensprüfung nicht positiv verlaufen ist. Nach Halbsatz 2 bleibt die Abgabe an und die Annahme eines gefährlichen Hundes durch Tierheime in gemeinnütziger oder öffentlicher Trägerschaft zulässig.

Strafbarkeit:

Wer mit gefährlichen Hunden, deren Wesensprüfung nicht positiv verlaufen ist, handelt, macht sich strafbar, wenn er vorsätzlich handelt (§§ 15, 143 Abs. 1 StGB). Wer fahrlässig handelt, begeht eine Ordnungswidrigkeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 2 HSOG). Die bundesrechtliche Strafvorschrift für die vorsätzliche Handlung geht der landesrechtlichen Bußgeldvorschrift vor, so dass deren Anwendungsbereich auf die fahrlässige Begehungsweise beschränkt ist. Sind Anhaltspunkte für eine Straftat vorhanden, hat die örtliche Ordnungsbehörde die Sache an die Staatsanwaltschaft abzugeben (§ 41 Abs. 1 OwiG).

Für die in § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 genannten gefährlichen Hunde besteht nach § 11 der bundesrechtlichen Tierschutzhundeverordnung vom 2. Mai 2001 (BGBl. I S. 838) seit dem 1. September 2001 ein Zuchtverbot. Zudem unterliegen alle in § 2 Abs. 1 Satz 2 der hessischen HundeVO aufgeführten gefährlichen Hunde einem Einfuhr- und Verbringungsverbot nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des Bundesgesetzes vom 12. April 2001 (BGBl. I S. 530).

Zu § 14 – Sicherstellung und Tötung von Hunden

Sicherstellung und Verwahrung

§ 14 Abs. 1 legt die Voraussetzungen für die Sicherstellung eines Hundes fest. Die Haltung eines gefährlichen Hundes oder eines anderen Hundes ist ein Risiko für die Bevölkerung, wenn der Halterin oder dem Halter keine Erlaubnis nach § 3 erteilt werden kann oder wenn den in der Verordnung genannten Verboten und Geboten nicht nachgekommen wird oder Anordnungen der Behörde ignoriert werden. Besteht zu der Befürchtung Anlass, dass sich dieses Risiko auf andere Art und Weise nicht vermindern lässt, z.B. durch Abgabe an eine Halterin oder einen Halter, der/dem die Erlaubnis erteilt werden kann, sind ein Haltungsverbot nach § 1 Abs. 4, die Sicherstellung oder letztlich die Tötung bei Vorliegen inadäquater Aggression die erforderlichen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr. 

Die Sicherstellung ist in § 40 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) näher geregelt. Ihre Notwendigkeit kann sich bei inadäquat aggressiven Hunden aus der unmittelbaren Gefahrenabwehr, aus der Notwendigkeit einer vorzunehmenden Untersuchung oder als Vorstufe der Tötungsanordnung ergeben. Sie begründet ein öffentlich-rechtliches Verwahrungsverhältnis nach § 41 HSOG. Die Kostenfrage für diese Maßnahmen richtet sich nach § 43 Abs. 3 HSOG und der Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport. 

Tötungsanordnung

§ 14 Abs. 2 enthält den klarstellenden Hinweis, dass die Tötung eines Hundes nach § 42 HSOG unter den genannten Voraussetzungen angeordnet werden kann. Satz 2 wurde um die Worte „ohne begründeten Anlass“ ergänzt und hat somit ebenfalls klarstellenden Charakter.

Die Tötung von Tieren ist bei Vorliegen eines vernünftigen Grundes tierschutzrechtlich zulässig. Bei hier einschlägigen Fallkonstellationen ist eine Tötungsanordnung gemäß § 16a Satz 1 Tierschutzgesetz durch das Staatliche Amt für Lebensmittelüberwachung, Tierschutz und Veterinärwesen nur denkbar, wenn die Tötung im Interesse des betroffenen Hundes liegt. Die Regelung nach § 42 Abs. 4 HSOG ist allerdings so allgemein formuliert, dass sie in Bezug auf die Tötung von Tieren nicht ohne weiteres als anwendbar erkannt wird. Im Übrigen sind gewisse Verfahrensvoraussetzungen nötig. Es ist deshalb im Interesse der Rechtssicherheit erforderlich, die Tötung des Hundes in dieser Verordnung aufzugreifen und von bestimmten Voraussetzungen abhängig zu machen. Es müssen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass von der Haltung des Hundes eine Gefahr für Leben oder Gesundheit von Menschen oder Tieren ausgeht. Von dieser ist grundsätzlich auszugehen, wenn Menschen durch den gefährlichen Hund getötet oder ernstlich verletzt worden sind. Die Tötung des gefährlichen Hundes ist in diesen Fällen zur Gefahrenabwehr verhältnismäßig. Auch inadäquate aggressive Verhaltensweisen gegenüber anderen Hunden erfordern ebenfalls eine Tötung, da unter anderem auch hieraus eine erhebliche Gefährdung für Menschen abzuleiten ist. 

 Zu § 15 – Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten

Anzeigepflicht bei Haltung eines gefährlichen Hundes (§ 15 Abs. 1)

Sobald die Halterin oder der Halter davon Kenntnis erhält, dass es sich um einen gefährlichen Hund handeln könnte, hat sie oder er der zuständigen Behörde dies unverzüglich anzuzeigen. Ereignisse mit dem Hund oder Merkmale des Hundes, die Anlass zu der Annahme geben, dass dieser gefährlich sein könnte, werden der zuständigen Behörde in der Regel von der Halterin oder dem Halter nicht freiwillig mitgeteilt, weshalb die Halterin oder der Halter hierzu durch eine Anzeigepflicht angehalten wird. Ein Verstoß gegen diese Pflicht stellt eine Ordnungswidrigkeit dar (§ 18 Abs. 1 Nr. 23). Die zuständige Behörde kann, ohne dass es hierfür einer ausdrücklichen Regelung in der Verordnung bedarf, durch einen feststellenden Verwaltungsakt gegenüber der Halterin oder dem Halter klarstellen, dass es sich um einen gefährlichen Hund handelt. Dies wird dann in Betracht kommen, wenn Halterin oder Halter dies bestreiten und insoweit seitens der Behörde wegen weiterer Maßnahmen ein Feststellungsinteresse besteht.

Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten

In § 15 Abs. 2 werden die erforderlichen Mitwirkungspflichten von Halterin und Halter geregelt, um die zuständige Behörde in die Lage zu versetzen, die notwendigen Verfahren (Erlaubnis-, Untersagungs- und Sicherstellungsverfahren) durchzuführen und die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Soweit vorhanden, haben Halterin oder Halter Ahnentafel, Impfpass, Registrierungsnachweis und Ausbildungszertifikate des Hundes vorzulegen.

Informationspflichten

In § 15 Abs. 3 werden darüber hinaus Informationspflichten gegenüber dem Erwerber oder dem Annehmenden bestimmt, damit dieser Kenntnis davon erhalten kann, dass es sich um einen gefährlichen Hund handelt, für dessen Haltung eine Erlaubnis nach § 3 benötigt wird. 

Anzeigepflichten gegenüber der Behörde

In § 15 Abs. 4 werden weitere Anzeigepflichten gegenüber der zuständigen Behörde normiert. Die Behörde soll von einer durch gefährliche Hunde ausgehenden Gefahr oder deren Wegfall unterrichten werden, und zwar von dem Wurf eines gefährlichen Hundes bis zu dessen Tod. Gewollt ist die Möglichkeit der Kontrolle des Lebensweges eines gefährlichen Hundes zwecks Nachweis früherer Vorkommnisse und Begutachtungen. Mitteilungspflichten bestehen daher für Handel, Erwerb, Abgabe, Aufgabe der Haltung, Umzug von Halterin oder Halter, Abhandenkommen und schließlich Tod eines gefährlichen Hundes.

Behördlicher Nachrichtenaustausch

§ 15 Abs. 5 sieht eine Mitteilungspflicht der früher für den Hund zuständigen Behörde an die neu zuständige Behörde vor. Dadurch wird ein Informationsaustausch ermöglicht. Die neu zuständige Behörde kann beispielsweise von früher ergangenen Verwaltungsakten oder von früheren Begutachtungen erfahren. Sie kann dann die nötigen Maßnahmen ergreifen.

Erhebung der Hundesteuer

§ 15 Abs. 6 betrifft die Information der örtlich zuständigen Steuerbehörde durch die zuständige Ordnungsbehörde. Von der Rechtsprechung ist inzwischen ein von der Rasse (Kampfhunde) abhängiger erhöhter Steuersatz zugelassen worden (OVG Lüneburg, Urteil vom 19. Februar 1997, NVwZ 1997, 816;  VGH Kassel, Beschluss vom 30. Juni 1999, 6 G 1322/99-95). Durch Urteil vom 19. Januar 2000 hat das Bundesverwaltungsgericht diese Rechtsprechung bestätigt (BVerwG, DVBl. 2000, 918 ff.). Die erhöhte Besteuerung kann nur greifen, wenn die behördliche Erfassung von gefährlichen Hunden gewährleistet ist. Nach bisherigem Recht war eine Datenübermittlung der Ordnungsbehörde über die Halterinnen und Halter gefährlicher Hunde an die örtliche Steuerbehörde nicht zulässig. Gefährliche Hunde sind den Ordnungsbehörden bekannt. Es wäre ausgesprochen unökonomisch, diesen Datenbestand nicht für die Steuererhebung zu nutzen. Eine Datenübermittlung der zuständigen Ordnungsbehörde an die für die Erhebung der Hundesteuer zuständige Stelle innerhalb der Gemeinde wird daher durch Abs. 6 zugelassen.

Zu § 16 – Zuständigkeit

Nach Artikel 83 GG führen die Länder die Bundesgesetze aus. Solange keine besondere Zuweisung erfolgt, ist die Durchführung des Bundesgesetzes Aufgabe der Landkreise und Gemeinden (§ 2 Satz 2 und 3 HSOG) und die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten Aufgabe des Innenministeriums. Es ist zweckmäßig, die Zuständigkeit für die von Hunden ausgehenden Gefahren in einer Behörde zusammenzufassen. § 16 Abs. 2 regelt daher, dass die örtlichen Ordnungsbehörden auch für die Durchführung des Bundesgesetzes zuständig sind. Dies gilt auch für die aufgrund des Gesetzes erlassenen Verordnungen (Anlage). Die in § 2 Abs. 3 Satz 2 der HundVerbrEinfVO genannte „nach Landesrecht zuständige Behörde“ ist daher auch die örtliche Ordnungsbehörde.

Von der Zuständigkeit des Bürgermeisters (Oberbürgermeisters) bleibt das Tätigwerden der Polizeibehörden nach § 2 Satz 1 HSOG unberührt, wenn die Gefahrenabwehr durch die Ordnungsbehörde nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint.

Zu § 17 – Geltungsbereich

Die Vorschrift bestimmt den Geltungsbereich der Regelungen über das Halten und Ausbilden von Hunden. Diese Regelungen finden nur auf Hunde, die an einem Ort in Hessen gehalten oder ausgebildet werden, Anwendung. Auf Hunde, die in anderen Ländern gehalten, aber in Hessen ausgebildet werden, finden die Regelungen somit Anwendung. Einer ausdrücklichen Regelung über das Führen bedarf es dagegen nicht, weil für jeden Hund, unabhängig davon, ob er in Hessen oder einem anderen Land gehalten wird, die Vorschriften über das Führen von Hunden gelten, wenn er in Hessen geführt wird.

Zu § 18 – Ordnungswidrigkeiten

Die Wirksamkeit der in dem Gesetz getroffenen Maßnahmen erfordert die Festlegung von Ordnungswidrigkeiten bei Verstößen gegen alle wesentlichen Pflichten (Abs. 1). Die Höchstgrenze der durch Verordnung zu bestimmenden Geldbuße beträgt 5.000 Euro (Abs. 2).

Die zur Durchführung der aufgehobenen Hundeverordnung vom 15. August 2000 (§ 19) herausgegebenen Erlasse sind gegenstandslos.

Neuer Meldebogen für die Statistik

Die Hundestatistik über Beißvorfälle ist weiter zu führen, allerdings in etwas anderer Form.  Für die Monate Juni und Juli 2002 ist der von den Regierungspräsidien jeweils zusammengefasste neue Meldebogen (s. Anlage) bis zum 15. August 2002 vorzulegen. Für die Monate August und September 2002 hat die Vorlage bis zum 15. Oktober 2002 zu erfolgen. Ab Oktober 2002 sind die Zahlen nur noch alle drei Monate zu ermitteln. Die erstmalige Quartalsmeldung soll somit zum 15. Januar 2003 erfolgen.

Im Auftrag

    gez.

( Dr. Scheu  )

Anlagen:

1. Text der HundeVO vom 10. Mai 2002,

2. des Gesetzes zur Bekämpfung gefährlicher Hunde vom 12. April 2001,

3. der HundVerbrEinfVO vom 3. April 2002 und

4. der Tierschutz-Hundeverordnung vom 2. Mai 2001

5. sowie den neuen Meldebogen für die Statistik
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2. Vermerk:
Eine Beteiligung der AG Verwaltungsvereinfachung ist nicht erforderlich, da keine neuen generell - abstrakten Anordnungen gegenüber nachgeordneten Behörden getroffen werden. Es handelt sich um Hinweise für die Anwendung der neuen HundeVO


3. Referat M 3
vor Abgang zur Kenntnisnahme


4. z.V.


Gleitende Arbeitszeit: Bitte Besuche und Anrufe von montags bis donnerstags zwischen 8.30-12.00 und 13.30-15.30 Uhr, 

freitags von 8.30-12.00 Uhr oder nach Vereinbarung.


Friedrich-Ebert-Allee 12 · D-65185 Wiesbaden · Telefon (06 11) 353 - 0 · Telefax (GR 3) (06 11) 353 1766 · Telex 4 186 814

Email: poststelle@hmdi.hessen.de
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